Deutscher Bundestag 

15. Wahlperiode 


Drucksache 15/2812 

30 . 03 . 2004 


Fragen 

gemäß Nummer 15 der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen für die Fragestunde der 101. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am Mittwoch, dem 31. März 2004 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 

Matthias 

Sehling 

(CDU/CSU) 


Warum wurde, nachdem am 27. Juni 2002 bekannt 
war, dass gegen H. K. ein Ermittlungsverfahren ein- 
geleitet wurde, am 28. Juni 2002 nur die Botschaft 
in Kiew und nicht auch die übrigen Botschaften 
weltweit angewiesen, Versicherungen der RS Reise- 
Schutz AG nicht mehr als Ersatz für Verpflichtungs- 
erklärungen zu akzeptieren? 


2. Abgeordneter 

Matthias 

Sehling 

(CDU/CSU) 


Wie wird seit September 2002 in Kiew bzw. seit 
April 2003 weltweit die Elaftungsübernahme und die 
Bonität des Verpflichtungserklärenden nach § 82 
und § 84 Ausländergesetz garantiert und überprüft? 


3. Abgeordneter 

Matthias 

Sehling 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung bei H. K. über- 
haupt eine Bonitätsüberprüfung durchgeführt, wenn 
er doch nur ein „fremdes“ Produkt der Allianz Ver- 
sicherungs AG vertrieben hat, und wann ist dem 
Auswärtigen Amt der Bonitätsnachweis zugekom- 
men? 


4. Abgeordneter 

Matthias 

Sehling 

(CDU/CSU) 


Warum hat man nicht direkt mit der Allianz Versi- 
cherungs AG, sondern mit der RS Reise-Schutz AG 
verhandelt, und warum wurde für den Verkauf des 
Reiseschutzpasses durch die RS Reise-Schutz AG 
staatlicherseits nicht auch die ELinterlegung einer 
Kaution verlangt, wie das bis zur Einführung des 
Reiseschutzpasses beim „Carnet de Touriste“ üblich 
war? 


Berlin, den 30. März 2004 
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